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1. Der Kaiser von China


Ich hatte gerade die Zulassung zum Rechtsanwalt bekommen und nach 34 Monaten die erste Pflichtverteidigung. Es handelte sich um einen Mann, der schon häufig mit dem Gesetz in Konflikt gekommen war, es ging aber immer um kleine Straftaten; hier ein Taschendiebstahl, da ein Zechbetrug und dort wieder ein Taschendiebstahl.


Dann war der Mann verurteilt worden, weil er aus der Auslage eines Geschäfts irgendwelche Sachen gestohlen hatte. Ich ging also mit einer Besuchserlaubnis zur Haftanstalt, um meinen Mandanten zu besuchen. Ein Mann, ca. 50 Jahre alt, erschien im Besuchszimmer. Wir begrüßten uns, er muss mich ganz sympathisch gefunden haben. Jedenfalls erklärte er mir das Wichtigste zuerst. Ich solle ihn so ansprechen, wie er es sowohl im Knast als auch draußen in den einschlägigen Kneipen gewohnt sei, mit „Kaiser von China“. So genau wisse er auch nicht, warum er so genannt werde. Möglicherweise hänge das mit einem seiner ersten Ladeneinbrüche zusammen.


Er sei wohl im „Vollsuff“ aus Versehen statt in eine Bäckerei, wo er Brot klauen wollte, in einen chinesischen Laden gekommen. Man habe ihn dann auf der Straße behängt mit roten Laternen und einem Papierdrachen verhaftet. Erinnern könne er sich daran nicht. Jetzt sei er schon sehr erfahren, was sowohl bei den Gerichten als auch hier im Knast bekannt sei.


Er berate auch andere Mithäftlinge in Rechtssachen, da er alle Richter beim zuständigen Amtsgericht und manche beim Landgericht kenne und wisse, wie man sie in der Hauptverhandlung behandeln müsse. Ich sprach ihn auf den hiesigen Fall an, er hatte aber kein großes Interesse daran. Er habe wieder einmal Sachen aus Auslagen, die in Schaukästen auf der Straße ständen, mitgenommen.


Anstrengen bräuchte ich mich bei der Verteidigung nicht. Wichtig war ihm nur, dass die Hauptverhandlung erst im März oder später stattfinden würde, also erst dann, wenn es draußen nicht so kalt sei. Er meinte zu mir, dass ich keinesfalls für ihn eine Geldstrafe oder Bewährung beantragen dürfe. Die Winterzeit verbringe er immer im Knast. Sicherheitshalber begehe er immer im September eine Straftat. 48 Verurteilungen habe er schon auf dem Konto, dies wäre seine 49. Verurteilung. Wir könnten bestimmt auch noch sein 50. Jubiläum feiern!


Die Hauptverhandlung lief, wie von ihm geplant. Er war mit der kurzen Freiheitsstrafe zufrieden und erklärte mir, er werde mich bei der nächsten Straftat wieder als Pflichtverteidiger haben wollen. Er würde einen entsprechenden Antrag stellen. Ich hörte dann bis Ende August des folgenden Jahres nichts mehr von ihm, dann erhielt ich eine Karte von ihm. Er war wieder im Gefängnis und hatte schon beantragt, mich zum Pflichtverteidiger zu bestellen, was dann auch geschah. Ich besuchte ihn daraufhin in der Untersuchungshaft, und er erzählte mir, wie er es zur Überbrückung der kalten Jahreszeit geschafft hatte, wieder einzusitzen.


„Dass ich voll war, ist klar“, begann er. Ich hatte mir die Ermittlungsakte schon besorgt und kopiert und sagte: „Ja ca. 3 Promille waren es schon.“ „Sonst weiß ich eigentlich nichts! verriet er. „Da kann ich Ihnen helfen. Man hat sie auf der Einkaufsmeile der Stadt festgenommen. Unter dem rechten Arm trugen sie ein Bündel von ca. 20 Langspielplatten, aber das ist nicht das Besondere. Das Besondere war Ihr Aufzug. Sie hatten einen Profitaucheranzug an. An den Füßen trugen Sie Flossen, das Gesicht war mit einer Taucherbrille bedeckt und in der linken Hand trugen sie eine Harpune. Offensichtlich haben Sie die gesamte Tauchausrüstung in einem Sporthaus gestohlen und haben sich dann später nach dem Besuch in einem Plattenladen eine Plattensammlung unter den Arm geklemmt. Da Sie mit den Flossen an den Füßen nicht sehr schnell gehen konnten und mit Ihrer ungewöhnlichen Bekleidung im Winter besonders auffielen, hatte Sie der Ladenbesitzer der Schallplatten schnell eingeholt, festgehalten und die Polizei benachrichtigt. Weit sind Sie mit den gestohlenen Sachen nicht gekommen.“


Von der Hauptverhandlung gibt es nicht viel zu berichten. Es gab viel Gelächter und die Strafe entsprach den früheren. Bedenklich war, dass der Staatsanwalt, ein trockener Mann, der offensichtlich die Strafkarriere des Kaisers von China nicht entsprechend würdigte, ihm in Zukunft Sicherungsverwahrung androhen wollte. Auch im Herbst des nächsten Jahres durfte ich den Kaiser wieder vertreten und muss sagen, auch ich habe eine wichtige Lektion schon gleich zu Beginn unserer Begegnung gelernt. Er gab mir den folgenden Rat: „Wenn Sie glauben, es greife jemand an Ihre Hosentasche und wolle die Geldbörse klauen, dann sagen Sie zu dem Mann: Geben Sie sich keine Mühe, ich bin selbst Artist“.




2. Das Urteil


Als Rechtsreferendar war meine erste Station das Amtsgericht eines kleinen Ortes. Das Gericht - ähnlich wie man sich zumindest in damaliger Zeit in Bayern das königlich Bayerische Amtsgericht vorstellte - bestand aus drei Richtern. Ein Richter war für Strafsachen zuständig, der zweite Richter für Zivilsachen und der dritte war der aufsichtführende Richter. Dieser war damit beschäftigt, die Geschäfte des Amtsgerichts zu verwalten und außerdem oblagen ihm alle anderen Verfahren, wie Pflegschaften, das Grundbuchamt, die Nachlassregelungen und sonstige Rechtssachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit.


Es gab noch einen weiteren Kollegen, der mit mir als Referendar dort tätig war. Alle zwei Monate wechselten wir von einem Richter zum anderen, sodass wir einmal beim Richter für Strafsachen, dann beim aufsichtführenden Richter, dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, waren und in der letzten oder jeweils anderen Station bei dem Richter in Zivilsachen.


Die Richter hatten völlig unterschiedliche Berufseinstellungen und Verhandlungsführungen, die man in der heutigen Zeit kaum mehr kennt und die an die Verhandlungsführungen beim „königlich bayrischen Amtsgericht“ erinnern. Besonders eigenartig war der Richter in Zivilsachen. Er ritt zweimal in der Woche zum Gericht auf seinem Pferd, das er hinter dem Gerichtsgebäude im Hof an einen Ring mit dem Zügel festmachte.


Die Verhandlungen in den einzelnen Zivilsachen dauerten länger, als man sich das normalerweise vorstellen würde. Der Richter empfahl den Parteien immer, einem Vergleich zuzustimmen. Wenn dies nicht akzeptiert wurde, dann setztet er einen neuen Termin in etwa vier oder sechs Wochen an und gab den Parteivertretern, den Rechtsanwalte, auf, sie sollten mit ihren Mandanten doch noch einmal reden, ob man sich nicht doch noch auf einen Vergleich einigen könne. Das war praktisch während der gesamten Ausbildungszeit bei dem Zivilrichter die Normalität.


Kurz vor Ende der Ausbildungszeit bei dem Richter in Zivilsachen kam eines Tages ein Rechtsanwalt in eine Verhandlung. Sowohl der Richter als auch ich waren erstaunt über die Worte dieses Anwalts. Er sagte: „In meiner 15-jährigen Tätigkeit hier am Gericht habe ich gestern zum allerersten Mal ein schriftliches Urteil in Zivilsachen des Amtsgerichts erhalten. Sonst wurden alle Streitigkeiten durch einen Vergleich geregelt.


Da es für mich dieses Urteil eine wahre Rarität ist, habe ich mir die erste Seite kopiert und mit einem wertvollen Goldrahmen bei mir hinter dem Schreibtisch aufgehängt. Diese seltene und wertvolle Urkunde wollte ich gebührend würdigen.“ Der Zivilrichter lächelt vor sich hin, und ich konnte mir das Grinsen auch nicht verkneifen. Diese Worte hatten aber keinerlei Einfluss auf das weitere Procedere bei künftigen Verfahren des Richters. Wahrscheinlich hat er bis zum Ausscheiden aus dem Richterdienst genauso zeitsparend und effizient seine Amtsgeschäfte geführt.




3. Polizeifunk


Eines Tages kam ein Mann zu mir und erklärte mir, es läge ein Ermittlungsverfahren gegen ihn vor wegen unerlaubten Hörens von Polizeifunk. Er erklärte mir, er habe vor etwa einem Viertel Jahr bei einem Versandunternehmen einen Weltempfänger gekauft. Als er den Weltempfänger auspackte, lag dort ein Zettel mit der Mitteilung: „Mit diesem Radio können sie auch Polizeifunk hören. Das ist aber verboten.“


Er nahm das ganze Paket, steckte den Weltempfänger wieder hinein und schickte ihn nach Nürnberg zurück zu dem Händler, bei dem er das Gerät gekauft hatte. Nach etwa einer Woche bekam er das Paket mit dem Weltempfänger zurück, weil die Verkaufsstelle die Annahme verweigert hatte. Er nahm den Karton mit dem Weltempfänger und legte ihn in seinen Schrank unter seine Anzüge.


Etwa ein Viertel Jahr später klingelt es morgens gegen 9:00 Uhr an seiner Tür und zwei Polizeibeamte standen davor und erklärten ihm, er habe unrechtmäßig einen Weltempfänger im Besitz, mit dem man Polizeifunk empfangen könne. Sie forderten ihn auf, ihnen dieses Radiogerät zu übergeben, andernfalls würden sie einen Durchsuchungsbeschluss beim zuständigen Richter beantragen. Mein Mandant ging also zum Kleiderschrank, holte das Paket mit dem Weltempfänger heraus und händigte diesen den Beamten aus.


Nach ein paar Monaten flatterte ihm dann ganz plötzlich eine Anklageschrift ins Haus, in der er beschuldigt werde, er habe unerlaubterweise Polizeifunk gehört. Er habe daraufhin bei einer Aussage bei der Polizei, zu der er geladen worden sei, klar und deutlich gemacht, dass er - wie er es mir auch erzählt habe - den Apparat nie benutzt habe und deswegen auch keinen Polizeifunk gehört haben könne.


Nunmehr sei eine Ladung zu einem Gerichtstermin vor dem Amtsgericht in Frankfurt bei ihm eingetroffen und in zehn Tagen müsse er sich dort verantworten. Im Hauptverfahren, in dem ich ihn vertrat, las der zuständige Staatsanwalt die Anklageschrift vor, wonach der Angeklagte Polizeifunk gehört habe.


In der Hauptverhandlung verteidigte sich der Angeklagte mit den gleichen Worten, wie er es auch schon bei der Polizei und auch mir gegenüber geschildert hatte. Nach seiner Aussage beharrte der Staatsanwalt aber darauf, dass es nach menschlichem Ermessen so sei, dass derjenige, der einen Radioapparat, mit dem man Polizeifunk empfangen könne, auch Polizeifunk gehört habe. Er forderte deswegen in seinem Plädoyer gegen den Angeklagten eine Geldstrafe.


In meinem Plädoyer wies ich nochmals darauf hin, dass der Angeklagte es bestritten habe, Polizeifunk gehört zu haben und dass es keine Lebenserfahrung gebe, wonach derjenige, der ein Gerät besitzt, dieses auch benutzt habe.


Ich erklärte daraufhin dem Richter, er solle sofort einschreiten und alles tun, dass gegen den Staatsanwalt ein Ermittlungsverfahren eingeleitet werde, denn er trage ein gefährliches Gerät bei sich, mit dem man definitiv Frauen vergewaltigen könne. Und allein die Tatsache, dass man damit Frauen vergewaltigen könne, lasse ganz klar darauf schließen, dass er dies auch getan habe oder tuen wolle.


Genauso verhalte es sich nach dem Plädoyer der Staatsanwaltschaft schließlich in Bezug auf die Frage des Hörens von Polizeifunk.


Der Richter, der sich mein Plädoyer angehört hatte, schmunzelte genau wie mein Mandant, während der Staatsanwalt mit versteinerter Miene auf seinem Stuhl saß und immer noch nach Luft rang.


Schließlich machte der Richter den Vorschlag, man könne doch dieses Verfahren wegen geringer Schuld auf Kosten der Staatskasse einstellen Nach Rücksprache mit dem Mandanten und auf mehrere Vorhalte des Richters erklärte sich auch der Staatsanwaltschaft einverstanden war, so dass das Verfahren im gegenseitigem Einvernehmen durch den Richter eingestellt wurde.




4. Der „Neescherfall“


Wir fünf Rechtsanwälte waren für fünf dunkelhäutige amerikanische Soldaten zu Pflichtverteidigern bestellt.


Die amerikanischen Soldaten waren angeklagt, in erheblichen Maße Rauschgift verkauft zu haben. Wie die genaue Beteiligung an den Taten genau zu werten war, war nicht völlig klar.


Einmal wurde von ihnen der größte von ihnen als Haupttäter bezeichnet, andere meinten, der kleinste sei auch derjenige gewesen, der die Initiative ergriffen hatte.


Alle Verteidiger unterhielten sich während der Pausen an den unterschiedlichen Verhandlungstagen über den Stand des Verfahrens und waren letztlich alle der Meinung, dass eine Verurteilung zwischen vier und acht Jahren wohl als Urteil herauskommen würde.


Die Staatsanwaltschaft forderte auch ein höheres Maß von vier bis acht Jahren für die einzelnen Angeklagten, und wir die Verteidiger kamen aufgrund der Beweisaufnahme nicht auf die Idee, dass die Angeklagten ein mildes Urteil zu erwarten hätten.


Die Urteilsverkündung war angesetzt für Freitag 16:00 Uhr und alle Beteiligten warteten gespannt auf die Urteilsverkündung des Vorsitzenden der Strafkammer. Die Überraschung hätte nicht größer sein können. Der Vorsitzende der Strafkammer, ein echter Frankfurter, verkündete folgendes Urteil:


„Die Angeklagten werden freigesprochen.“ Als Begründung gab er an: „Die Kammer kann ahn Neeger net von dem annern unterscheide.“


Sowohl die Verteidiger als auch die Angeklagten waren begeistert von dem Urteil und krümmten sich vor Lachen und selbst der Staatsanwalt konnte sich das Schmunzeln nicht verkneifen. Von diesem Zeitpunkt an erhielt die Strafkammer in Gerichtskreisen den Namen „Neeeegerkammer“.




5. Der Mantel


Eines Tages erhielt ich ein interessantes Mandat. Der Mann, der sich telefonisch angemeldet hatte, und schon bei der Anmeldung – ich war selbst am Telefonapparat gewesen – lachte, kam vergnügt in meine Praxis.


Er überreichte mir ein Schreiben, in dem festgelegt war, dass er wegen eines Zollvergehens sich verantworten solle und aufgefordert waren zu dem Vorwurf bei einer bestimmten Polizeistelle auszusagen. Ich forderte ihn auf, mir kurz zu erzählen, um was es ginge, damit ich mir ein Bild über den Vorgang und den Vorwurf, den man ihm gegenüber erhob, machen konnte.


Lachend erzählte er mir folgendes. Er sei im Sommer so etwa im Juni mit dem Zug in die Schweiz gefahren. Es war warm und eine Temperatur von ca. 33-35°. Er stieg später in Basel Schweizer Bahnhof aus, um sich von dort mit einem Nahverkehrszug weiter in Richtung Liechtenstein zu begeben.


Er war dann an einer Bodenplatte, die nicht ganz gerade verlegt war oder schon eingebrochen war, bei der Witterung ausgerutscht und sei zusammen mit seinem kleinen Koffer hingefallen. Das Problem sei aber gewesen, er habe nicht allein aufstehen können. Das verwunderte mich, denn der vor mir sitzende Mann machte einen kräftigen Eindruck. Mein Mandant war etwa Anfang 50 Jahre alt, und es war mir nicht ganz klar, warum dieser Mann einen so schweren Mantel bei der Hitze getragen hatte und warum er nicht aufstehen konnte.


Er begann zu lachen und sagte: „Ich wurde von einigen Beamten auf die Füße gestellt und dabei ging mein Mantel auf. In meinem Mantel waren von oben bis unten kleine Goldbarren eingenäht. Diese waren so schwer, dass ich, als ich auf dem Boden lag, allein nicht aufstehen konnte. Zwei hilfsbereite Beamten der Schweizer Polizei und zwei Beamten des deutschen Zolls nahmen mich in Empfang und erklärten mir, dass ich die Zollgesetze übertreten hätte, was mir zu diesem Zeitpunkt natürlich schon klar war, deshalb versuchte ich es erst gar nicht mit irgendwelchen Ausreden. Ich wollte lediglich das Gold sicher aufbewahren, weil ich gehört hatte, dass die Steuerfahndung in Deutschland einen Tipp bekommen habe, wonach ich illegal Gold aus einem anderen Land eingeführt hätte.“


Es ging bei dem anschließenden Verfahren nur darum, die Strafe möglichst gering zu halten, vor allem aber die Einziehung der festgestellten Ware, des wertvollen Goldes, zu verhindern. Dies gelang mir nach mehreren Gesprächen und Telefonaten in der Hauptverhandlung.




6. Die Kerze im Fenster


Im Anfang meiner Tätigkeit wurde mir vom Gericht ein Fall übertragen, in dem es um die Frage der Geschäftsfähigkeit einer alten Frau ging. Das Amt hatte aufgrund von Mitteilungen von Mietern, die in demselben Haus wohnten wie die alte Dame, dem Amt mitgeteilt, diese Frau benehme sich merkwürdig, weil sie jeden Abend eine Kerze ins Fenster stelle.


Das Amt sei diesen Angaben nachgegangen und habe ausschließen können, dass die Kerze deswegen im Fenster stehe, weil die Frau vielleicht auf eine bestimmte Person warte, was des Öfteren nach dem Krieg vorkam, als Angehörige schon symbolisch mitteilen wollten, dass man die Erinnerung an einen vermissten Angehörigen wahren würde und man hoffte, dass dieser zurückkommen werde. Einen derartigen Fall habe man ausschließen können.


Die Frau wurde vom Gericht vorgeladen, damit festgestellt wurde, ob sie geschäftsfähig sei und nicht vielleicht entmündigt oder sogar in eine psychiatrische Anstalt eingewiesen werden müsse. Der Vormundschaftsrichter befragte die alte Frau zunächst nach den Personalien und dann nach dem Grund, warum sie jeden Abend eine Kerze ins Fenster stelle.


Ihre Antwort war sehr kurz: „Ich stelle die brennende Kerze ins Fenster, damit die Russen nicht kommen.“ Der Vertreter des Amtes erklärte nach Vernehmung, dieser Antwort deute eindeutig darauf hin, dass die alte Frau nicht voll zurechnungsfähig sei und man sie deshalb unter Vormundschaft stellen müsse. Ich erwiderte dem Vertreter des Amtes, dass die Tatsache, dass jemand erkläre, er setze eine Kerze ins Fenster, damit die Russen nicht kommen, keine ausreichende Begründung für eine Entmündigung und kein eindeutiger Beweis für eine Unzurechnungsfähigkeit darstelle. Tatsache sei, dass in den letzten Jahren, in denen die Frau die Kerze ins Fenster gestellt habe, die Russen nicht gekommen seien. Warum die Russen nicht gekommen seien, könne weder er noch ein anderer beweisen. Da es also nicht bewiesen werden könne, dass das nicht aufgrund des Verhaltens der Frau geschehen sei, reichte dies allein als Begründung jedenfalls nicht aus, um die alte Dame zu entmündigen.


Der ermittelnde Richter grinste etwas, als er zu dem Vertreter des Amtes sagte: „Da muss ich dem Herrn Verteidiger Recht geben. Ein Beweis für die Unzurechnungsfähigkeit der Frau ist durch das Aufstellen einer brennenden Kerze im Fenster nicht gegeben.“




7. Die Standuhr


Viel Zeit verbrachte ich bei der Steuerfahndung. Fast einmal in der Woche hatte ich einen Fall, den ich mit den Beamten der Steuerfahndung besprechen musste. Indem man über längere Zeit immer wieder mit den gleichen Steuerfahndern zusammenkommt, ergeben sich beim Kaffee auch gute Gespräche über besonders einprägsame und merkwürdige Fälle, die die Beamten erlebt haben und die sie einem ohne Namensnennung und Ortsnennung und sonstiger Identifikation mit einem Schmunzeln erzählen.


Eines Tages, nachdem wir gerade eine Besprechung zu einem bestimmten Fall erledigt hatten, erzählten mir die Beamten der Steuerfahndung einen Fall, den Sie am letzten Tag erlebt hatten. Sie hatten aufgrund eines Ermittlungsverfahrens einen Durchsuchungsbefehl erhalten, um einen Geschäftsmann und dessen steuerliche Vorgänge zu untersuchen. Bei den Durchsuchungen des Hauses hatten sie vergeblich nach Unterlagen gesucht, obwohl sie einen anonymen telefonischen Hinweis von einem Anrufer bekommen hatten, dass der Steuerpflichtige erhebliche Unterlagen über seine Tätigkeit und die nicht angegebenen Schwarzgelder führte.
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